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BEST PRACTICE KRANKENTAGGELDVERSICHERUNG 

Krankheit
Durch die Krankentaggeldversicherung wird 
grundsätzlich eine Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit versichert.
 
Den Begriff der Krankheit definiert das Bun­
desgesetz über den Allgemeinen Teil des So­
zialversicherungsrechts (ATSG). Regelmässig 
findet sich die gleiche Definition auch in den 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen pri­
vatrechtlicher Krankentaggeldversicherer.

KVG
Krankentaggeldversicherer nach KVG sind so 
lange vorleistungspflichtig, als die Zustän­
digkeit (UVG oder KVG) umstritten ist (Art. 70 
ATSG).

VVG
Eine entsprechende Vorleistungspflicht be­
steht für Krankentaggeldversicherer nach VVG 
nicht. Sie erbringen – wenn in den Allgemei­
nen Versicherungsbedingungen (AVB) nichts 

anderes vereinbart ist, gestützt auf eine Emp­
fehlung des Schweizerischen Versicherungs­
verbandes (SVV) – lediglich während einer 
beschränkten Zeit Taggeldleistungen. Diese 
Vereinbarung erfordert die Unterschriften der 
versicherten Person, des UVG- und des Kran­
kentaggeldversicherers.

Krankheit und Unfall zur gleichen Zeit
Zu unterscheiden sind zwei Fälle:

	• Erkrankung einer verunfallten Person
	• Unfall einer erkrankten Person

Erkrankt eine verunfallte Person in einer Heil­
anstalt, so erbringt der Unfallversicherer für 
die Dauer der stationären Behandlung der 
Unfallfolgen die Pflegeleistungen, Kosten­
vergütungen und Taggelder für die gesamte 
Gesundheitsschädigung. Der Krankenversi­
cherer erbringt subsidiär die Taggelder, soweit 
keine Überversicherung besteht (Art.  128 
Abs. 1 UVV).

Verunfallt eine erkrankte Person in einer Heil­
anstalt, so erbringt der Krankenversicherer 
für die Dauer der stationären Behandlung der 
Krankheit die versicherten Leistungen für die 
gesamte Gesundheitsschädigung. Der Unfall­
versicherer ist im Ausmass der Leistungen 
des Krankenversicherers von der Leistungs­
pflicht befreit.

Geburtsgebrechen
Sozialversicherungsrechtlich gesondert be­
handelt werden Geburtsgebrechen. Als Ge­
burtsgebrechen gelten diejenigen Krankhei­
ten, die bei vollendeter Geburt bestehen.

Für Geburtsgebrechen erbringt die Invali­
denversicherung (IV) bis zum vollendeten 
20.  Altersjahr Leistungen für die medizini­
sche Behandlung. Versicherte haben bis zum 
20. Altersjahr Anspruch auf die zur Behand­
lung von Geburtsgebrechen notwendigen me­
dizinischen Massnahmen.

Die obligatorische Krankenpflegeversicherung 
(KVG) erbringt die durch die Invalidenversi­
cherung (IV) nicht gedeckten Kosten wie bei 
Krankheit.

Ein Geburtsgebrechen kann die Ursache einer 
Invalidität sein. Bei Geburtsinvaliden tritt der 
Rentenfall zum Zeitpunkt der Vollendung des 

Versicherte Risiken 
­Krankentaggeldversicherung
In der Kollektiv-Krankentaggeldversicherung versichert ist das Risiko, wegen 
Krankheit arbeitsunfähig zu werden und dadurch eine Erwerbseinbusse zu er­
leiden.

	� Von Ralph Büchel



WEKA BUSINESS MEDIA AG 7FOCUS TREUHAND  NEWSLETTER 06 | JUNI 2024

BEST PRACTICE KRANKENTAGGELDVERSICHERUNG 

18. Altersjahrs ein. Zu beachten ist, dass bei 
der Bemessung des Invaliditätsgrads das Va­
lideneinkommen (Einkommen ohne Gesund­
heitsschaden) bei Personen, welche wegen 
ihrer Invalidität keine zureichenden beruf­
lichen Kenntnisse erwerben konnten, nach 
dem aktualisierten Medianwert gemäss der 
Lohnstrukturerhebung des Bundesamtes für 
Statistik (BfS) festgelegt wird, und zwar nach 
Massgabe ihres Alters.

Vollständig Geburtsinvalide dürfen also durch­
aus noch 30% des Valideneinkommens aus 
Erwerbstätigkeit verdienen, ohne ihren Ren­
tenanspruch gegenüber der IV zu verlieren. In 
diesem Umfang sind sie durch die Krankentag­
geldversicherung des Arbeitgebenden auch 
versichert, bezahlen Versicherungsbeiträge 
und erhalten bei einer krankheitsbedingten 
Arbeitsunfähigkeit auch Taggeldleistungen. 
Vergleichbares gilt bei teilweise Geburtsinva­
liden. Je nach Invaliditätsgrad dürfen sie einer 
Erwerbstätigkeit nachkommen und sind durch 
die Krankentaggeldversicherung abgedeckt.

Mutterschaft 
Das Bundesgesetz über die Krankenversiche­
rung (KVG) bestimmt, dass bei Schwanger­
schaft und Niederkunft das versicherte Tag­
geld auszurichten ist, wenn die Versicherte bis 
zum Tag ihrer Niederkunft während mindes­
tens 270 Tagen und ohne Unterbrechung von 
mehr als drei Monaten versichert war. Fällt die 
Geburt in die Karenzfrist von 270 Tagen, wer­
den die versicherten Leistungen nur erbracht, 
wenn der ärztlich errechnete und beschei­
nigte Geburtstermin die Karenzfrist einhält. 
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über 
die Freizügigkeit (Art. 70 KVG, Wechsel des 
Versicherers).

Das Taggeld ist während 16 Wochen zu leis­
ten, wovon mindestens acht Wochen nach 
der Niederkunft liegen müssen. Es darf nicht 
auf die Dauer der Bezugsberechtigung ange­
rechnet werden und ist auch nach deren Aus­
schöpfung zu leisten.

Der versicherten Mutter steht die Wahl frei, 
wie sie die Bezugsdauer in diesem Rahmen 
auf die Zeit vor und nach der Niederkunft auf­
teilen will. Die Mutterschaftsleistungen wer­
den nicht an die Bezugsdauer der abgeschlos­
senen Taggeldversicherung angerechnet.

Soweit in einem Versicherungsfall Mutter­
schaftsleistungen der Krankenversicherung 
mit Leistungen der Mutterschaftsversiche­
rung (EO) zusammentreffen, gehen die Leis­
tungen dieser anderen Sozialversicherungen 
vor. Die Überentschädigungsgrenze liegt beim 
tatsächlich entgangenen Verdienst.

Kommt es während der Schwangerschaft 
zu gesundheitlichen Komplikationen, welche 
eine Arbeitsunfähigkeit begründen, gelten die 
dafür erbrachten Krankentaggelder nicht als 
Mutterschaftsleistungen.

VVG
Anzutreffen ist häufig die Regelung, wonach 
die Leistungspflicht der Krankentaggeldver­
sicherung während acht Wochen nach der 
Geburt ruht, bzw. wenn die versicherte Person 
der Arbeit bis zur 16. Woche nach der Geburt 
auf eigenen Wunsch fernbleibt, bis zum Zeit­
punkt der Wiederaufnahme der Arbeit. Das 
bedeutet, dass während dieser Zeit keine 
Taggeldleistungen für einen laufenden Krank­
heitsfall ausgerichtet werden.

Das Ruhen der Leistungspflicht kann aber 
auch bedeuten, dass die 14 Wochen, wäh­
rend welcher die arbeitsunfähige Mutter die 
Mutterschaftsleistungen bezieht, auf die Leis­
tungsdauer von 730 oder 730 Tagen ange­
rechnet werden.

Vorbehalten bleibt die Vereinbarung eines 
Geburtengelds. Der Leistungsanspruch dar­
auf entsteht in der Regel zusammen mit dem 
Leistungsanspruch auf Mutterschaftsleistun­
gen nach EOG.

Auch in Verträgen nach VVG werden die Leis­
tungen der Mutterschaftsversicherung auf die 
Geburtengelder angerechnet. Die Überent­
schädigungsgrenze liegt meist bei 80% des 
versicherten Taggelds.

Arbeitsunfähigkeit 
Durch die Krankentaggeldversicherung ver­
sichert wird primär die krankheitsbedingte 
Arbeitsunfähigkeit.

Arbeitsunfähigkeit ist die durch eine Beein­
trächtigung der körperlichen, geistigen oder 
psychischen Gesundheit bedingte volle oder 
teilweise Unfähigkeit, im bisherigen Beruf 

oder Aufgabenbereich zumutbare Arbeit zu 
leisten. Bei langer Dauer wird auch die zu­
mutbare Tätigkeit in einem anderen Beruf 
oder Aufgabenbereich berücksichtigt.

Die Arbeitsunfähigkeit wird in einer ersten 
Phase ausschliesslich durch den behandeln­
den Arzt beurteilt. Dabei zu beachten ist, dass 
die Angabe einer 50%-Arbeitsunfähigkeit 
grundsätzlich bedeutet, ganztags anwesend 
zu sein und eine 50%ige Leistung erbringen 
zu können. Beschränkt sich der tägliche Ein­
satz lediglich auf eine halbtägige Präsenzzeit 
bei voller Leistung, hat der Arzt dies explizit 
festzuhalten.

Grundsätzlich ist die Arbeitsfähigkeit auch 
wirtschaftlich zu beurteilen, was der behan­
delnde Arzt, meist ohne weitere Angaben, 
nicht beurteilen kann.

Erwerbsausfall
Verdienstausfall
Die Krankentaggeldversicherung ist in aller 
Regel als Schadensversicherung (Erwerbsaus­
fallversicherung) konzipiert. Bei der Kran­
kentaggeldversicherung nach KVG ist dies 
unbestritten. Entsprechend können sich nicht­
erwerbstätige Personen lediglich für CHF 10.– 
bzw., wenn sie einen eigenen Haushalt führen, 
für CHF 20.– versichern.

Summenversicherung
Das VVG unterscheidet grundsätzlich zwi­
schen Schadens- und Personenversicherung. 
Der bedeutende Unterschied liegt darin, dass 
Leistungen aus Personenversicherungen 
nicht einen konkreten Schaden voraussetzen 
und mit anderen Leistungen kumulierbar sind.

Schadensversicherung
Das Bundesgericht hat für kollektive Taggeld­
versicherungen (Krankentaggeld und Taggeld 
aus der UVG-Zusatzversicherung) erklärt, dass 
es sich dabei um eine Schadensversicherung 
handeln kann, sofern die Allgemeinen Versi­
cherungsbedingungen (AVB) die Ausrichtung 
von einem tatsächlich erlittenen Schaden ab­
hängig machen. Das ist in der Regel der Fall.

Beispiel Pensionierung
An einem Erwerbsausfall fehlt es spätestens 
nach Erreichen des AHV-Referenzalters, wenn 
die versicherte Person nicht nachzuweisen 
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vermag, dass sie über dieses hinaus erwerbs­
tätig gewesen wäre und weiterhin einen Ver­
dienst erzielt hätte.

Bei einer vorzeitigen Pensionierung (vor dem 
Referenzalter) ist zu unterscheiden, ob die 
versicherte Person sich freiwillig dafür ent­
schieden hat oder ob es sich um eine unfrei­
willige vorzeitige Pensionierung handelt.

Tritt die krankheitsbedingte Arbeitsunfähig­
keit kurz vor der freiwilligen Pensionierung 
ein, liegt ab dem Tag der Pensionierung kein 
Erwerbsausfall mehr vor. Die versicherte Per­
son ist auch gegenüber der Arbeitslosenversi­
cherung nicht anspruchsberechtigt. Vielmehr 
muss sie nach der Pensionierung aus einer 
neuen Tätigkeit erneut die Rahmenfrist für 
den Beitragsbezug erfüllen.

Umgekehrt verhält es sich nach einer unfrei­
willigen vorzeitigen Pensionierung. Die versi­
cherte Person hat Anspruch auf Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung und erleidet da­
durch, dass sie diese wegen Arbeitsunfähig­
keit nicht beziehen kann, einen Erwerbsaus­
fall, oder anders ausgedrückt, einen Ausfall an 
Erwerbsersatzeinkommen. Sie hat weiterhin 
Anspruch auf Taggeldleistungen der Kran­
kentaggeldversicherung, längstens jedoch bis 
zum Erreichen des AHV-Referenzalters.

Absenzenmanagement  
und Früherfassung
Die Früherkennung von sich abzeichnenden 
Arbeitsunfähigkeiten ergibt sich aus einem 
internen Absenzenmanagement. Wiederholte 
Kurzabsenzen innerhalb eines Jahres sind 
kritisch.

Einige Krankentaggeldversicherer unterstüt­
zen den versicherten Betrieb in der Früher­
kennung, indem sie entweder entsprechende 
Formulare für die interne Erfassung beim Ar­
beitgebenden zur Verfügung stellen oder tat­
kräftig mitwirken (Case-Management).

Ausschlussbestimmungen
KVG
Absichtlich herbeigeführte Krankheiten oder 
Verschlimmerungen des Gesundheitszu­
stands können vom Versicherungsschutz 
ausgenommen werden. Suizid und der Ver­
such dazu, welche bei teilweiser Unzurech­
nungsfähigkeit begangen werden, gelten als 
Krankheit. Bei vollständiger Unzurechnungs­
fähigkeit handelt es sich dagegen um einen 
Unfall.

VVG
VVG-Versicherungsverträge können zusätz­
lich weitere Einschränkungen vorsehen, wie 
zum Beispiel:

Bei Gesundheitsschäden infolge Einwirkung 
ionisierender Strahlen und Schäden aus 
Atomenergie, ausgenommen Schädigungen 
durch medizinische Massnahmen im Zusam­
menhang mit einem gedeckten Versiche­
rungsfall.

Krankheiten infolge kriegerischer Vorfälle 
oder Terroranschlägen. Wird der Versicherte 
ausserhalb der Schweiz von kriegerischen 
Vorfällen oder Terroranschlägen überrascht, 
erlischt der Versicherungsschutz erst 14 Tage 
nach deren Beginn.

Drogen- und Alkoholmissbrauch
Meist wird die Kürzungsmöglichkeit bei gro­
ber Fahrlässigkeit gemäss Art. 14 Abs. 2 VVG 
vertraglich wegbedungen.

AUTOR
Ralph Büchel ist Geschäftsleiter von 
Caveris. Neben der Ausbildung zum 
Treuhänder mit eidg. Fachausweis ist 
er Sozialversicherungsfachmann mit 
eidg. Fachausweis und diplomierter 
Sozialversicherungsexperte.

Krankentaggeld-, Unfall- und IV-Versicherungen
Mehr Sicherheit im Umgang mit Versicherungsansprüchen

Häufig richten Krankentaggeld- oder Unfallversicherer keine Leistungen aus, was in der Personalpraxis immer wieder 
Schwierigkeiten bereitet. Was bedeutet das für die Lohnfortzahlungspflicht des Unternehmens und wie ist mit arbeits-
platzbezogenen Arbeitsunfähigkeiten umzugehen? Welche möglichen Stolpersteine sind bei Krankheit, Unfall und 
Mutterschaft zu beachten?

In diesem Seminar frischen Sie ihr Wissen auf und vertiefen anhand von Praxisfällen Ihre Kenntnisse bei Streitigkeiten 
mit der Krankentaggeld- und Unfallversicherung. Sie wissen, wo rechtliche Tücken bestehen und worauf Sie bei einem 
Wechsel des Versicherungsunternehmens achten müssen.

Ihr Praxis-Nutzen
	� Sie kennen den Versicherungsschutz bei Krankheit, Unfall und Mutterschaft.
	� Sie wissen, wie Sie Mitarbeitende über ihren Versicherungsschutz informieren müssen.
	� Sie gewinnen Rechtssicherheit bei den Versicherungsansprüchen von erkrankten und 
verunfallten Mitarbeitenden, inkl. der Unterscheidung zwischen Unfall und Krankheit.

	� Sie lernen anhand von Beispielen die korrekte Berechnung der Versicherungsansprüche.

PERSONAL WEKA Praxis-Seminar

Jetzt informieren und anmelden:  
www.praxisseminare.ch oder Telefon 044 434 88 34

SCANNEN UND 
MEHR ERFAHREN


